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 betonend, wie wichtig auch künftig die Kodifizierung und fortschreitende Entwicklung des Völker-
rechts ist, wie in Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe a der Charta der Vereinten Nationen vorgesehen, 
 feststellend, dass die Frage des diplomatischen Schutzes für die Beziehungen zwischen den Staaten 
von großer Bedeutung ist, 
 unter Berücksichtigung der Stellungnahmen und Bemerkungen der Regierungen67 und der auf der 
zweiundsechzigsten, fünfundsechzigsten und achtundsechzigsten Tagung der Generalversammlung im 
Sechsten Ausschuss abgehaltenen Erörterungen über den diplomatischen Schutz, 
 1. empfiehlt die Artikel über den diplomatischen Schutz68 abermals der Aufmerksamkeit der Re-
gierungen und bittet diese, dem Generalsekretär etwaige weitere Stellungnahmen in schriftlicher Form vor-
zulegen, darunter Stellungnahmen zu der Empfehlung der Völkerrechtskommission, auf der Grundlage der 
Artikel ein Übereinkommen auszuarbeiten66; 
 2. beschließt, den Punkt „Diplomatischer Schutz“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer einund-
siebzigsten Tagung aufzunehmen und im Rahmen einer Arbeitsgruppe des Sechsten Ausschusses im Lichte 
der schriftlichen Stellungnahmen der Regierungen und der in den Erörterungen auf der zweiundsechzigs-
ten, fünfundsechzigsten und achtundsechzigsten Tagung der Generalversammlung zum Ausdruck gebrach-
ten Auffassungen die Frage eines Übereinkommens über den diplomatischen Schutz beziehungsweise alle 
anderen geeigneten Maßnahmen auf der Grundlage der genannten Artikel weiter zu prüfen und außerdem 
etwaige Meinungsverschiedenheiten zu den Artikeln zu beleuchten. 

RESOLUTION 68/114 

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 16. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/68/466, Ziff. 7)69. 

68/114. Behandlung der Frage der Verhütung grenzüberschreitender Schäden durch 
gefährliche Tätigkeiten und der Schadenszuordnung im Falle solcher Schäden 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 56/82 vom 12. Dezember 2001, 61/36 vom 4. Dezember 2006, 
deren Anlage den Wortlaut der Grundsätze für die Schadenszuordnung im Falle grenzüberschreitender 
Schäden durch gefährliche Tätigkeiten enthält, und 62/68 vom 6. Dezember 2007, deren Anlage den Wort-
laut der Artikel über die Verhütung grenzüberschreitender Schäden durch gefährliche Tätigkeiten enthält, 
sowie 65/28 vom 6. Dezember 2010, 
 betonend, wie wichtig auch künftig die Kodifizierung und fortschreitende Entwicklung des Völker-
rechts ist, wie in Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe a der Charta der Vereinten Nationen vorgesehen, 
 feststellend, dass die Frage der Verhütung grenzüberschreitender Schäden durch gefährliche Tätig-
keiten und der Schadenszuordnung im Falle solcher Schäden für die Beziehungen zwischen den Staaten 
von großer Bedeutung ist, 
 unter Berücksichtigung der auf früheren Tagungen und der laufenden Tagung der Generalversamm-
lung im Sechsten Ausschuss geäußerten Auffassungen und Stellungnahmen70, 
 1. empfiehlt abermals die Artikel über die Verhütung grenzüberschreitender Schäden durch ge-
fährliche Tätigkeiten, deren Wortlaut der Resolution 62/68 der Generalversammlung als Anlage beigefügt 

_______________ 
67 Siehe A/62/118 und Add.1, A/65/182 und Add.1 und A/68/115 und Add.1. 
68 Resolution 62/67, Anlage. 
69 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von de m Vertreter Chiles im Namen des Vorstands im Aus-
schuss vorgelegt. 
70 Siehe auch die seitens der Regierungen eingegangenen Stellungnahmen und Bemerkungen in den Berichten des Generalse-
kretärs (A/65/184 und Add.1, A/68/94 und A/68/170). 
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ist, der Aufmerksamkeit der Regierungen, unbeschadet möglicher künftiger Maßnahmen, die von der Völ-
kerrechtskommission im Hinblick auf die Artikel empfohlen werden; 

 2. empfiehlt außerdem abermals die Grundsätze für die Schadenszuordnung im Falle grenzüber-
schreitender Schäden durch gefährliche Tätigkeiten, deren Wortlaut der Resolution 61/36 der Generalver-
sammlung als Anlage beigefügt ist, der Aufmerksamkeit der Regierungen, unbeschadet möglicher künftiger 
Maßnahmen, die von der Kommission im Hinblick auf die Grundsätze empfohlen werden; 

 3. bittet die Regierungen, zu jeder möglichen künftigen Maßnahme weitere Stellungnahmen vor-
zulegen, insbesondere zur Form der jeweiligen Artikel und Grundsätze, eingedenk der diesbezüglichen 
Empfehlungen der Kommission, namentlich in Bezug auf die Ausarbeitung eines Übereinkommens auf der 
Grundlage der Artikel, sowie zu jeder Praxis im Zusammenhang mit der Anwendung der Artikel und der 
Grundsätze; 

 4. ersucht den Generalsekretär, eine Zusammenstellung von Entscheidungen internationaler Ge-
richtshöfe, Gerichte und anderer Organe in Bezug auf die Artikel und die Grundsätze vorzulegen; 

 5. beschließt, den Punkt „Behandlung der Frage der Verhütung grenzüberschreitender Schäden 
durch gefährliche Tätigkeiten und der Schadenszuordnung im Falle solcher Schäden“ in die vorläufige Ta-
gesordnung ihrer einundsiebzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 68/115 

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 16. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/68/467, Ziff. 9)71. 

68/115 Bericht des Sonderausschusses für die Charta und die Stärkung der Rolle der 
Vereinten Nationen 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 3499 (XXX) vom 15. Dezember 1975, mit der sie den Sonderaus-
schuss für die Charta und die Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen einsetzte, sowie auf ihre auf späte-
ren Tagungen verabschiedeten einschlägigen Resolutionen, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 47/233 vom 17. August 1993 über die Neubelebung der 
Tätigkeit der Generalversammlung, 

 ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 47/62 vom 11. Dezember 1992 über die Frage der ausge-
wogenen Vertretung und der Erhöhung der Zahl der Mitglieder im Sicherheitsrat, 

 Kenntnis nehmend von dem Bericht der Offenen Arbeitsgruppe zur Frage der ausgewogenen Vertre-
tung und der Erhöhung der Zahl der Mitglieder im Sicherheitsrat und zu anderen mit dem Sicherheitsrat 
zusammenhängenden Fragen72, 

 unter Hinweis auf diejenigen Teile ihrer Resolution 47/120 B vom 20. September 1993, die für die 
Tätigkeit des Sonderausschusses von Bedeutung sind, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 51/241 vom 31. Juli 1997 über die Stärkung des Systems 
der Vereinten Nationen und ihre Resolution 51/242 vom 15. September 1997 mit dem Titel „Ergänzung zur 
‚Agenda für den Frieden‘“, mit der sie die der Resolution als Anlage beigefügten Texte über die Koordinie-
rung und die Frage der von den Vereinten Nationen verhängten Sanktionen annahm, 

 besorgt über die besonderen wirtschaftlichen Probleme, vor die sich bestimmte Staaten infolge der 
Durchführung von Vorbeugungs- oder Zwangsmaßnahmen gestellt sehen, die der Sicherheitsrat gegen an-

_______________ 
71 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vertreter Ägyptens im Namen des Vorstands im Aus-
schuss vorgelegt. 
72 Official Records of the General Assembly, Sixty-third Session, Supplement No. 47 (A/63/47). 
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